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Ort, Datum


Verbot zur Durchführung von Tests an unserem Kind


Sehr geehrte Frau/Herr Name,

Wir beziehen uns auf Ihre Mitteilung vom 00.00.0000, mit der Sie uns über die Durchführung von wöchentlichen Massentests an unseren (Primar-)Schulen mit Beginn ab 00.00.0000 informieren.
Das Schweizerische Epidemiegesetz (EPG) basiert auf dem Grundsatz, dass die Gesundheit vermutet wird, solange keine krankheitsspezifischen Symptome feststellbar sind. Alternativ kann auch ein zumindest konkreter und objektiv feststellbarer Infektionsverdacht ausreichen. Einzig in solchem Fall dürfen Untersuchungen oder gar eine Quarantäne angeordnet werden.
Unser/e Vorname ist ein gesundes Kind, das nicht krank ist. Sollte unser Kind also wider Erwarten irgendwelche Krankheitssymptome entwickeln, werden wir es bis zum Abklingen der Symptome zuhause behalten. Genauso wie wir es in den vergangenen 1.5 Jahren gehandhabt haben.
Gerne weise ich Sie darauf hin, dass nicht nur zahlreiche Wissenschaftler, sondern gar die Weltgesundheitsorganisation (WHO) in ihren Mitteilungen vom 14.12.2020 und 20.01.2021 ausdrücklich davon abgeraten haben, gesunde, symptomfreie Menschen zu testen, respektive allfällig positive Testergebnisse zu verwenden, um Massnahmen anzuordnen, ohne dass eine klinische Untersuchung oder Diagnose durch einen Arzt vorgenommen worden ist. Dies aus dem Grund, da die verwendeten Tests erwiesenermassen keinesfalls in der Lage sind, bei symptomlosen Personen eine Ansteckungsfähigkeit mit auch nur halbwegs ausreichender Gewissheit nachzuweisen.

Zudem haben verschiedenste Studien aus aller Welt, wie auch aus der Schweiz, (hierzu als Bsp. die Studie «Ciao-Corona» der Universität Zürich) über die vergangenen Monate hinweg unverändert festgestellt, dass sich in keiner Schule eine Häufung von Infektionen über alle Klassen und Stufen hinweg zeigte. Der Anstieg des sogenannten Clusterings war stehts ungefähr proportional zum Entwicklungsverlauf der übrigen Bevölkerung. Die Schulen waren nicht für eine Häufung von Ansteckungen verantwortlich!
Dementsprechend kann ein PCR-Test - auch kein positiver - bei Mitschülern und Lehrern ohne eine seriöse, ärztliche Diagnose niemals eine wissenschaftlich und rechtlich ausreichende Basis sein, um sämtliche Schüler derselben Klasse in einem Pool zu «Verdachtsfällen» im Sinne von Art. 36 EPG zu erklären und zu einer faktisch obligatorischen Testung zu zwingen.
Sie argumentieren zwar, dass die Testung nicht obligatorisch sei. Dennoch wollen Sie unser gesundes Kind auf reinen Verdacht hin, nicht nur vom obligatorischen Schulunterricht ausschliessen, sondern drohen gar damit, dass der Kantonsarzt/ schulärztliche Dienst eine Quarantäne aussprechen wird, sollte unser Kind an den Massentests nicht teilnehmen und ein anderes Kind aus derselben Klasse (Pool) positiv getestet werden.

Vor diesem Hintergrund halten wir fest:
Art. 35 EPG erlaubt keine vorsorgliche Quarantäne von gesunden Personen, Art. 36 EPG erlaubt kein vorsogliches Testen aller gesunden Kinder und
Art. 40 EPG erlaubt dies noch weniger, weil er nicht ausgerichtet ist auf Eingriffe in die körperliche und geistige Unversehrtheit von Menschen bzw. von Kindern.

Der konkrete Verdacht gemäss dem Grundsatz des EPGs ist im vorliegenden Fall der Massentests von gesunden Kindern somit klar nicht gegeben. Es geht aktuell also lediglich darum, sämtliche symptomlosen, gesunden Kinder zu testen. Aus genannten Gründen entbehren regelmässige Testungen von symptomlosen Kindern jedoch jeder Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit. Sie sind deshalb nur noch als reine Schikane zu betrachten.
Ihre Information zwingt im Resultat zudem eine sehr grosse Zahl von Eltern, entgegen ihrem eigentlichen Willen, einen regelmässigen Eingriff in das Kindeswohl zu dulden. Sie unterbreiten mit Ihrer Mitteilung/Ihrem Formular uns Eltern die Offerte
«Entweder Ihr lasst Euer symptomloses Kind regelmässig testen oder es gilt als krank und muss in die Quarantäne: zusammen mit einem Elternteil und ohne Schulunterricht!» Diese Drohung kann klar als staatliche Nötigung gem. Art. 181 Strafgesetzbuch erachtet werden. COVID-19 stellt für die Bevölkerung bei weitem keine so grosse Gefahr dar, dass diese einen Rechtfertigungsgrund für dieses Vorgehen liefert. Mit den Massentests wird einzig ein staatliches Panikprogramm aufgezogen.

Wir Eltern sind die Inhaber der elterlichen Gewalt und Sorgepflicht unserer Kinder und sind demzufolge auch für das Kindeswohl von Vorname Name in erster Instanz verantwortlich. Aufgrund der vergangenen Monate und der aktuellen Umstände haben wir Grund zur ernsten Sorge, dass das Kindeswohl von Vorname bei diesen faktisch obligatorischen Massentests und aufgrund der gesamten bisherigen Corona- Massnahmen unnötig weiter leidet, was wir nicht akzeptieren.

Wir teilen Ihnen deshalb hiermit mit, dass wir unsere Zustimmung zu den bevorstehenden Reihentests für unser Kind Vorname Name nicht erteilen. Ebenso verbieten wir jeder medizinischen oder anderen Person ausdrücklich, irgendwelche andere gesundheitliche Tests in irgendeiner Form an unserem Kind, ohne unsere eindeutige Einwilligung durchzuführen. Zudem werden wir es nicht akzeptieren, dass unserem Kinde ohne jegliche Grundlage der Anspruch auf Schulunterricht geraubt wird. Wir verzichten deshalb auch nicht auf Vornames Anspruch auf Schulunterricht. Wenn wir weiter genötigt werden, wehren wir uns!

Es versteht sich somit von selbst, dass wir davon ausgehen, dass die gesamte Testphase abläuft, ohne dass unser Kind aufgrund dieser Situation in irgendeiner Weise diskriminiert, gemobbt oder gar nicht mehr geschult wird. Sollten Sie Fragen haben oder sich Schwierigkeiten ergeben, bitten wir Sie um raschestmögliche Kontaktaufnahme über Tel. 000 000 00 00.


Freundliche Grüsse



Vorname Name





Zur Kenntnis an:
· Schulleitung der Schuleinheit Name, Herr/Frau Vorname Name
· Lehrperson
(- Bildungsdirektion des Kantons Zürich, Dr. Silvia Steiner)
(- Volksschulamt des Kantons Zürich, Frau Dr. Myriam Ziegler)
